
ven Feststellung, daß die eine oder aridere Partei ihrer 
Beweislast nicht gerecht geworden sei. Das führt dazu, 
daß „geschickte“ Juristen, besonders bei umfangreichem 
Sachverhalt, den Prozeßstoff in zwei Gruppen aufteilen, 
wobei * für die eine Gruppe der Kläger und für die 
andere der Verklagte beweispflichtig gemacht werden. 
Der Zivilprozeß wird eine Art Rechenexempel mit ent­
sprechenden Plus- und Minuspunkten für die beiden 
Streitteile. Die Gefahr der „Beweisnot“, in die eine 
Prozeßpartei dabei geraten kann, wird noch dadurch 
vergrößert, daß die klassischen Beweise (Zeuge, Ur­
kunde, Sachverständige, Augenschein) allgemein den 
Vorzug vor der subsidiären, leicht anrüchigen Parteien­
vernehmung genießen, die in Deutschland erst im Jahre 
1932 eingeführt wurde.
Die Beweislast wirkt sich gegen den ökonomisch 
Schwächeren viel hemmender aus als gegen den Groß­
bourgeois oder den Monopolisten, die durch die ihnen 
zur Verfügung stehenden umfangreichen Mittel weit 
seltener in Beweisnot geraten. Der philosophische 
Agnostizismus, der in der Beweislastregel mitschwingt2, 
wird im Interesse der herrschenden Klasse ausgenützt. 
Die Lehre von der Beweislast dient durchaus den 
„privaten“ Interessen der Spitze der Bourgeoisie; sie 
wurde daher von der bürgerlichen Prozeßwissenschaft 
kaum jemals in Zweifel gezogen.

Die Unzulässigkeit einer Beweislastregel 
im sozialistischen Zivilprozeß
In der DDR gibt es wohl niemanden mehr, der einer 
solchen uferlosen Anwendung der Beweislastregel, wie 
sie der bürgerlichen Verhandlungsmaxime entspricht, 
das Wort reden würde, da die vom Obersten Gericht ge­
forderte sorgfältige Beachtung der Aufklärungspflicht 
des § 139 der geltenden ZPO mit dem Ziel der Ermitt­
lung der objektiven Wahrheit eine derartige Prozeß­
führung geradezu ausschließt3 5.
Dennoch ist die Frage, was bei einem „non liquet“ zu 
geschehen hat, das Verlangen nach einer subsidiären 
Beweislastregel bei Grenzfällen noch nicht verstummt. 
Die Frage taucht insbesondere in der Form auf, daß für 
die Zivilprozeßordnung eine ähnliche Generalklausel ge­
fordert wird, wie sie im Strafprozeß nach der Regel 
„in dubio pro reo“ allgemein üblich ist.
Dem ist zunächst entgegenzuhalten, daß auch der sozia­
listische Strafprozeß keine Beweislastregel kennt, ob­
wohl W y s c h i n s k i 1  den Versuch machte, solche 
Regeln für den Staatsanwalt und den Angeklagten auf­
zustellen. Der viel zitierte Grundsatz „in dubio pro reo“ 
bedeutet aber nichts anderes, als daß das Gericht den 
Angeklagten nur dann verurteilen darf, wenn es von 
seiner Schuld völlig überzeugt ist und diese Überzeu­
gung unwiderlegbar motivieren kann. Er ist die Kehr­
seite des terminologisch nicht sonderlich geglückten 
Grundsatzes von der Präsumtion der Unschuld des noch 
nicht rechtskräftig verurteilten Angeklagten. Das ist 
aber keine Beweispflicht zu Lasten des Staatsanwalts, 
sondern eine Verpflichtung des Gerichts. Die Ähnlich­
keit mit der bereits erwähnten bürgerlichen Auffassung 
ist nur scheinbar. Das sozialistische Gericht klärt im 
Strafprozeß und im Zivilprozeß den Sachverhalt von 
Amts wegen auf. Die richterliche Überzeugung im 
bürgerlichen Prozeß kann aber nur aus dem Stoff 
schöpfen, den die Parteien in den Prozeß „eingeführt“ 
haben. Wollte man aber — entgegen der hier vertrete­
nen Ansicht — in dem Satz „in dubio pro reo“ dennoch 
eine Beweislastregel erblicken, so ist doch, wie ich

2 „Weil eine Norm nur dann angewendet werden kann, wenn
der vom Gesetz zu ihrer Voraussetzung gemachte abstrakt 
formulierte hypothetische Tatbestand konkrete Wirklichkeit 
geworden ist, unterbleibt ihre Anwendung, wenn im Streit­
fall der Richter hiervon die volle Überzeugung nicht hat er­
langen können.“ Rosenberg, a. a. O.. S. 535. •
3 vgl. hierzu NJ 1958 S. 431; NJ 1959 S. 187 und 430.
5 Wyschinski, Theorie der gerichtlichen Beweise im sowjeti­
schen Recht, Berlin 1955, S. 256 bis 264.

schon in einer früheren Arbeit» hervorgehoben habe, 
im Strafprozeß nur ein einziger unmittelbar Beteiligter, 
nämlich der Angeklagte, vorhanden; denn die Bezeich­
nung des Staatsanwalts als Partei des Strafprozesses 
kennzeichnet seine Stellung nur ungenügend.
Dagegen stehen im Zivilprozeß mindestens zwei 
unmittelbar Beteiligte einander gegenüber. Durch die 
Einbeziehung Dritter kann das Verhältnis sogar mehr­
seitig werden. Das macht die Aufstellung einer so allge­
meinen Beweislastregel wie des Grundsatzes „in dubio 
pro reo“ zugunsten eines Verfahrensbeteiligten, die 
immer zum Nachteil eines anderen ausschlagen müßte, 
unmöglich. Aus dem Strafprozeß läßt sich also für 
unser Problem nichts entnehmen. Die Unzulässigkeit 
einer Beweislastregel läßt sich aber aus dem Wesen des 
sozialistischen Zivilprozesses ableiten. Die Hauptver­
handlung soll eine unter der Leitung des Gerichts 
stattfindende ideologische Auseinandersetzung mit allen 
Beteiligten darstellen. Dabei sollen auch die ideologi­
schen Schwächen, die Anlaß zu einer Verletzung des 
Zivilrechts oder Familienrechts gegeben haben, ge­
funden und geklärt werden. Um diese intensive 
ideologische Auseinandersetzung führen zu können, um 
zu den gesellschaftlichen Ursachen des Einzelkonflikts 
vorzudringen, muß das Gericht die Dialektik der gesell­
schaftlichen Entwicklung kennen und beherrschen. Es 
darf sich nicht wie der bürgerliche Richter mit der 
Subsumtion des mehr oder weniger formal festgestell­
ten, für die Entscheidung über den individuellen Streit­
fall nötigen, engen Sachverhalts unter die Norm begnü­
gen.
Wie sollte dieser vor dem Gericht ausgetragene Kon­
flikt klärend auf das Bewußtsein der Beteiligten 
wirken, wie kann das Bewußtsein der Beteiligten 
positiv beeinflußt werden, wenn man nicht von einem 
einwandfrei geklärten Sachverhalt ausgeht, sondern 
sich — wenn auch nur in Grenzfällen — damit begnügt 
festzustellen, dem Kläger oder dem Verklagten sei der 
ihm obliegende Beweis nicht gelungen, wenn man es 
offen läßt, was sich wirklich zugetragen hat. wie sich 
die Dinge in Wirklichkeit verhalten? Eine solche 
formale Behandlung müßte den sozialistischen Prozeß 
geradezu entwerten. Die als intensive Auseinander­
setzung, als tiefschürfender Meinungsstreit in Anwesen­
heit und unter beständiger Mitwirkung der Parteien 
geführte Verhandlung muß den Gerichten ein solch 
klares Bild über alle Zusammenhänge geben, daß es ein 
„non liquet“ nur noch in ganz seltenen Ausnahmefällen 
geben kann.
Dazu trägt die für den sozialistischen Prozeß wesent­
liche, durch eine straffe Konzentrierung des Verfahrens 
geförderte Einheit von Verhandlung und Beweisauf­
nahme wesentlich bei. Die für den bürgerlichen, aber 
ganz besonders für den deutschen Zivilprozeß typische 
Trennung von mündlicher Verhandlung und Be­
weisverfahren führt zu einer künstlichen, undialekti­
schen Isolierung der Beweisaufnahme, zu einer Zer­
reißung des einheitlichen Prozesses in ein Stadium des 
bloßen, nichts beweisenden Parteivorbringens und ein 
weiteres Stadium der Überprüfung dieses Vorbringens 
durch die Beweisaufnahme. Das Beweisverfahren wird 
in das Prokrustesbett des Beweisbeschlusses gezwängt 
und damit formalisiert. Die Zusammenhänge mit den 
wirklichen Lebensvorgängen werden für den am 
Prozeß beteiligten „Laien“ oft völlig unverständlich; 
insbesondere ist für ihn der „feine“ Unterschied 
zwischen Parteienvorbringen und Parteienvernehmung 
geradezu unfaßbar.
Der Weg zu einem einheitlichen und geschlossenen 
Prozeß verlangt also insbesondere die Abschaffung des 
subsidären Beweismittels der Parteienvernehmung und 
die volle Würdigung aller Erklärungen und Ausführun­
gen der Parteien als Beweise ohne jeden Unterschied 
gegenüber den sog. klassischen Beweisen. Gerade da-

5 Niethammer, Die Gerichtsverhandlung im neuen Zivilprozeß, 
NJ 1960 S. 577.
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